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1.  Mit einem Beschluss des Kabinetts hat die Bundesregierung am 20. September 2017 die 
„Arbeitsdefinition Antisemitismus“ der International Holocaust Remembrance Alliance 
(IHRA) zur Kenntnis genommen und entschieden, dass diese Definition „politisch indos-
siert werden soll“1.  
 

2. Zwar wurden keine gesetzlichen Vorgaben für die Verwendung der Definition gemacht, 
doch wurden die Inhalte und Begründungen allen Ressorts übermittelt und somit für wei-
teres Handeln in der jeweiligen Ressortzuständigkeit zur Verfügung gestellt. Die Bundes-
regierung hält darüber hinaus fest: „Die „Arbeitsdefinition Antisemitismus“ der Internati-
onal Holocaust Remembrance Alliance wird durch die einzelnen Ressorts in jeweils eige-
ner Zuständigkeit ebenso angewandt wie andere definitorische Ansätze. Zu diesen zählt 
insbesondere auch der umfassendere und differenzierte Ansatz des Unabhängigen Exper-
tenkreises Antisemitismus. In welcher Weise die einzelnen Ressorts die jeweiligen defini-
torischen Ansätze anwenden, hängt von den jeweiligen konkreten inhaltlichen Fragen 
und Problemstellungen ab und erfolgt in Eigenverantwortung der Ressorts.“ 2 
 

 

  

                                     

1 Kabinettssache vom 18. September 2017, Datenblatt 18/05/077 

2 Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Sven-Christian Kindler, Dr. Konstantin 
von Notz, Dr. Tobias Lindner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Drucksa-
che 19/2407 – „Personelle Ausstattung des Beauftragten der Bundesregierung für jüdisches Leben in Deutsch-
land und den Kampf gegen Antisemitismus“ vom 18.6.2018, S. 5.  

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/028/1902808.pdf   
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